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Auch der BDS Thurgau anerkennt die Notwendigkeit von Steuern zur Finanzierung 
von Gemeinde, Kanton und Bund. Diese müssen aber folgenden Grundsätzen 
entsprechen: 

Verursachergerechte Abgaben vor allgemeinen Steuern
Wo immer möglich, sollen Kosten von staatlichen Aufgaben durch Abgaben 
auf ihre Verursacher überwälzt werden. So ist es richtig die Abfallentsorgung 
durch Sackgebühren zu finanzieren und nicht aus allgemeinen Steuermitteln des 
Kantons. Wo es möglich ist, Kosten verursachergerecht abzurechnen, kann eine 
Erhöhung von Abgaben somit sinnvoll sein. Diese muss aber stets durch eine 
entsprechende Steuersenkung kompensiert werden. Gegen die weitverbreitete 
Unsitte verursachergerechte Gebühren zusätzlich zu den bereits erhobenen Steuern 
zu einzufordern, kämpfen wir konsequent an. 

Besteuerung im Allgemeinen:
Wir wollen ein Steuersystem mit einer breiten Bemessungsgrundlage, keinen 
Ausnahmen und daher tiefen Steuersätzen. Ohne Ausnahmen und Abzüge wird das 
System einfacher sowie verständlicher. In der Folge wird es von den Steuerzahlern 
auch als fair wahrgenommen. Eine Steuer die nur wenige Steuerpflichtige mit hohen 
Abgaben trifft unter Umständen aber leicht zu umgehen ist, ist willkürlich und unfair. 
Nachweislich ist die Steuerehrlichkeit am höchsten, wenn das System als Fair 
betrachtet wird und tiefe Steuersätze gelten.

Steuerwettbewerb
Der Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen oder Gemeinden ist einer der 
zentralen Pfeiler des Erfolgsmodelles Schweiz. Wir fordern daher einen aktiven 
Steuerwettbewerb zwischen Gemeinden und Kantonen. Sämtliche Bestrebungen 
diesen Wettbewerb weiter einzuschränken lehnen wir konsequent ab. 

Steuerföderalismus und Subsidiarität
Ohne Föderalismus verkommt der Steuerwettbewerb zur lehren Worthülse. Das 
eine nützt ohne das andere nichts. Staatliche Aufgaben sind daher möglichst 
durch die Gemeinde zu erbringen und zu finanzieren, nur wo diese unmöglich 
in der Lage dazu ist, soll die nächst höhere Ebene eine Aufgabe übernehmen. 
Diejenige Gebietskörperschaft, welche die staatliche Aufgabe erfüllt, soll auch die 
entsprechenden Steuern erheben.


